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Titel

Der Braunkohlenplan für den Vatten­
fall­Tagebau Welzow­Süd II ist
rechtswidrig und muss daher für un­
wirksam erklärt werden. Dies begrün­
det eine 50­seitige Klageschrift im
Auftrag von Greenpeace, BUND Bran­
denburg und dem Bundesverband der
GRÜNEN LIGA. Die Umweltschützer
reichten Ende August gemeinsam mit
einem Betroffenen eine Normenkon­
trollklage beim Oberverwaltungsge­
richt Berlin­Brandenburg ein. Wird
der Klage stattgegeben, muss das

langwierige Planverfahren für die ge­
plante Kohlegrube neu aufgerollt
werden. Die Zukunft des Tagebaus
Welzow­Süd II wäre wieder offen. Die
Klageschrift belegt detailliert Rechts­
verstöße des Braunkohlenplans. In
einem solchen legt die Landesregie­
rung die Rahmenbedingungen für den

Abbau von Braunkohle fest. Die Klage
legt unter anderem dar, dass die Lan­
desregierung bei ihrem Beschluss des
Braunkohlenplans im Jahr 2014 die
energiepolitische Notwendigkeit nicht
realistisch eingeschätzt hat. Die
Energiewende macht Strom aus kon­
ventionellen Kraftwerken zunehmend
überflüssig. „Es ist absurd anzuneh­
men, dass Braunkohlekraftwerke in
der Lausitz weit über das Jahr 2030
hinaus unter Volllast laufen werden“,
so Karsten Smid, Energie­Experte von

Greenpeace. Auch jeder weitere
Schritt kann rechtlich angegriffen
werden. Dadurch droht die Genehmi­
gung für Vattenfall oder einen neuen
Eigner zu einem sehr langwierigen
Prozess zu werden. Rechtsanwältin
Roda Verheyen hält den aktuell be­
klagten Braunkohleplan für stark

mangelhaft. „Die Prognose, dass die
Braunkohle aus Welzow­Süd II noch
bis 2042 gebraucht wird, ist so reali­
tätsfern, dass sie sich gegen Grund­
rechte der Betroffenen, Wasser­ und
Naturschutzrecht nicht durchsetzen
kann. Die Rechtswirkungen des Pla­
nes sind erheblich – auch bevor die
bergrechtliche Zulassung kommt. Er
muss daher für unwirksam erklärt
werden“, so Verheyen. Im geplanten
Tagebau Welzow­Süd II sollen 200
Millionen Tonnen Braunkohle abge­
baut werden, die bis in die 2040er
Jahre in den Lausitzer Braunkohle­
kraftwerken verbrannt werden wür­
den. Dabei würden etwa 200
Millionen Tonnen klimaschädliches
CO2 entstehen. „Mit weiteren Tage­
bauen wie Welzow­Süd II wird
Deutschland sein Ziel, bis zum Jahr
2050 den CO2­Ausstoß um 80 bis 95
Prozent zu senken, klar verfehlen“,
sagt Axel Kruschat, Geschäftsführer
des BUND Brandenburg. Die Belas­
tung von Grund­ und Oberflächen­
wasser durch Tagebaue hat
mittlerweile besorgniserregende Aus­
maße erreicht. Eine Studie weist
nach, dass vor allem aktive Tagebaue
die Qualität des Trinkwassers in
Brandenburg und Berlin gefährden.
„Viele Umweltfolgen sind im Braun­
kohlenplan nicht ausreichend be­
rücksichtigt. Es ist absurd neue
Tagebaue zu planen, ohne die Folgen
der bisherigen im Griff zu haben“,
sagt René Schuster der als Leiter der
GRÜNE­LIGA­Bundeskontaktstelle und
Braunkohle die Klage für den
Bundesverband GRÜNE LIGA betreut.
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(c) Claus
Weisweiler /
pixelio.de

Liebe Leserinnen und Leser,

das Sommerende wurde begleitet von vielen unschönen Er­
eignissen. Deutschland ist völlig überfordert mit der Bewäl­
tigung der Flüchtlingskrise. Hinter verschlossenen Türen
wird weiter über das brisante Freihandelsabkommen TTIP
verhandelt und am Rande der großen Themen versucht Vat­
tenfall einen neuen Tagebau zu erschließen. Die GRÜNE LIGA
klagt mit anderen Umweltverbänden gegen dieses Vorhaben.
Zusätzlich berichten wir über die Entwicklung von Antibioti­
karesistenzen durch Lebensmittel, wir stellen das Projekt
Peppercorn vor und einiges mehr. Wir möchten uns an dieser
Stelle für die tolle Zusammenarbeit mit der ehemaligen
FÖJlerin Nora Schiemann bedanken und begrüßen Lisa
Kupsch als ihre Nachfolgerin. Viel Spaß bei der Lektüre.

// Anke Siegert
Redaktion Alligator

Titelfoto:
Braunkohletage­
bau Reichwalde
mit Kraftwerk
Boxberg im Hin­
tergrund

(c) Julian
Nietzsche/ pixe­
lio.de
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Volksbegehren in Brandenburg

Das Volksbegehren gegen Massentierhaltung in Brandenburg

Am Mittwoch, dem 15. Juli 2015,
startete das Volksbegehren „Stoppt
Massentierhaltung“ des Aktions­
bündnisses Agrarwende Berlin­Bran­
denburg. Die vorangegangene Volks­
initiative mit gleichem Namen ver­
folgte das Ziel 20.000 Unterschriften
zu sammeln. Nach der Hälfte der
verfügbaren Zeit wurden bereits
34.000 Unterschriften gezählt. Die
Volksinitiative war damit ein großer
Erfolg. So erfolgreich war die Volks­
initiative auch deshalb, weil sie die
Diskussion zwischen der Zivilgesell­

schaft und den Landwirten initiiert
hat. Doch obgleich die Initiatoren
von allen Parteien für ihr Engage­
ment einhellig gelobt wurden, kamen
diese ihnen inhaltlich nicht entge­
gen: Die Koalition aus SPD und Linke
empfahl dem Landtag lediglich, die
Einrichtung eines ehrenamtlichen
Tierschutzbeauftragten zu prüfen.
Trotz des großen Erfolgs der Unter­
schriftensammlung mit knapp 34.000
Stimmen wurden die Forderungen der
Volksinitiative Brandenburg „Stoppt
Massentierhaltung“ in der Landtags­
sitzung vom 18. März 2015 mehr­
heitlich abgelehnt. Aus diesem
Grund hat sich das Aktionsbündnis
entschieden, ein Volksbegehren zu
beantragen.

Der Bau von Massentierhaltungs­An­
lagen boomt. Oft entstehen riesige
Anlagen mit 100.000 oder mehr
Tieren, in denen die Tiere unter
qualvollen Bedingungen leben. Ent­
sprechend groß ist der Gülleanfall
und damit auch der entstehende Ge­
stank. Für die Anwohner_innen kann
dies zu einer großen Belastung wer­
den. Geruch, Lärm und häufig
zunehmender Lieferverkehr lassen

außerdem den Wert ihrer Grund­
stücke sinken. Das Bündnis aus über
40 Organisationen aus dem Spektrum
der Umwelt­ und Tierschutzverbände,
der ökologischen Landwirtschaft und
engagierten Bürgerinitiativen vor Ort
fordert mit einem Volksbegehren die
Verbesserung des Tierschutzes. Mit
der Weiterverfolgung des direktde­
mokratischen Instrumentes der
Volksgesetzgebung soll die Forderun­
gen nach mehr Tierwohl und dem
Stopp von Mega­Mastanlagen durch­
gesetzt werden.

1. Es dürfen ausschließlich art­
und tiergerechte Haltungsverfah­
ren gefördert werden. Dabei muss
die Tierhaltung an die zur Verfügung
stehende Fläche gebunden sein.
Tierhaltungsanlagen ab einer be­
stimmten Größe dürfen gar nicht
mehr gefördert werden.

2. Verbot des Kupierens von
Schwänzen bei Schweinen sowie
Schnäbeln bei Hühnern! Wir müs­
sen unsere Tiere endlich so halten,
dass die Verhaltensstörungen
Schwanzbeißen und Federpicken
nicht mehr auftreten, statt die Tiere
an die schlechten Haltungsbedin­
gungen anzupassen!

3. Benennung eines Tierschutzbe­
auftragten im Land Brandenburg!
Es braucht einen von der Regierung
unabhängigen Tierschutzbeauftrag­
ten, um auf Missstände in der Tier­
haltung schnell, kompetent und
wirksam reagieren zu können.

4. Einführung eines Mitwirkungs­
und Klagerechtes für anerkannte
Tierschutzverbände! Tiere können
ihre Rechte nicht selbst vor Gericht

einklagen. Agrarinvestoren schon.
Diese Ungerechtigkeit muss beseitigt
werden, die Tierschutzverbände
müssen die Rechte der Tiere auch vor
Gericht vertreten dürfen!

Anders als bei einer Volksinitiative
können die Unterschriften für ein
Volksbegehren nicht direkt auf der
Straße gesammelt werden. Unter­
stützer müssen in den amtlichen
Auslagestellen unterschreiben, kön­
nen sich die Unterlagen aber auch
für eine Briefeintragung nach Hause
schicken lassen. Die Briefwahl­
eintragung ist eine hervorragende
Möglichkeit der Partizipation, die
allen Brandenburgern die Teilnahme
am Volksbegehren erleichtert. Den
Eintragungsschein kann man ohne
großen Aufwand per Post oder E­Mail
anfordern und anschließend portofrei
an das jeweilige Bürgeramt zurück­
senden. Vom 15. Juli 2015 bis zum
14. Januar 2016 haben die 2,09
Millionen abstimmungsberechtigten
Brandenburger Bürger Zeit, die For­
derungen des Volksbegehrens mit ih­
rer Unterschrift in den amtlichen
Eintragungslisten zu unterstützen.
Das Volksbegehren ist erfolgreich,
wenn sich 80.000 Brandenburger in
den amtlichen Unterschriftenlisten
eintragen. Im Falle eines erfolgrei­
chen Volksbegehrens muss sich dann
der Landtag erneut mit den Forde­
rungen befassen. Wird das Begehren
wiederum abgelehnt, käme es zum
Volksentscheid.

Foto unten:
die Briefwahl

(c) Norbert
Staudt/ pixelio

Die GRÜNE LIGA
unterstützt das
Aktionsbündnis
Berlin­Branden­
burg. Weitere In­
formationen
unter:
agrarwen.de

Massentierhaltung stoppen
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Foto links:
Puten in Massen­
tierhaltung

(c)Uschi Dreiu­
cker / pixelio.de

Ernährung und Nachhaltigkeit

Die Masse machts – Antibiotikaresistenzen durch Kurzsichtigkeit
in der Lebensmittelproduktion

Anke Siegert

Wer kennt das nicht? Man fühlt sich
gesundheitlich angeschlagen und
schlapp, geht zum Arzt, und der
schlägt einem die Einnahme von An­
tibiotika vor. Ich persönlich frage
dann stets, ob das wirklich schon
nötig ist und schlucke die dicken Pil­
len dann eher widerwillig. Schließlich
weiß man ja, dass durch eine zu häu­
fige Einnahme von Antibiotika die
Gefahr von antibiotikaresistenten
Keimen wächst. Zum Glück bin ich
nur sehr selten krank und muss des­
halb wohl nicht befürchten, dass ich
mich durch eine solche Einnahme
wirklich einer erhöhten Gefahr aus­
setze. Wenn man sich den Einsatz

von Antibiotika genauer anschaut,
wird schnell deutlich, dass die Hu­
manmedizin ohnehin eher geringe
Mengeneinsetzt – zumindest im Ver­
gleich zur Veterinärmedizin. Laut
dem Bundesamt für Verbraucher­
schutz und Lebensmittelsicherheit
(BVL) in Berlin wurden im Jahr 2012
mehr als 1600 Tonnen Antibiotika in
der Tiermast eingesetzt, damit ist
Deutschland Spitzenreiter unter den
europäischen Ländern. In der Hu­
manmedizin werden nach Angaben
der Pharmazeutischen Zeitung jähr­
lich „nur“ 250 bis 300 Tonnen Anti­
biotika verwendet.

Der hohe Einsatz in der Tiermast
birgt auch direkte Gefahren für uns.

Sogar die EU­Behörden für Lebens­
mittelsicherheit (Efsa) und Krank­
heitsprävention (ECDC) veröffentlich­
ten im Februar diesen Jahres einen
Bericht zum Thema "Antibiotikaresis­
tenzen bei Bakterien, die zwischen
Tieren und Menschen übertragen
werden können". Diese Übertragung
findet statt, wenn wir Fleisch verar­
beiten oder welches essen, das mit
antibiotikaresistenten Keimen verun­
reinigt ist und nicht ausreichend er­
hitzt wurde. Auch an Gemüse,
welches mit Dünger aus der Tiermast
in Kontakt war, können die resisten­
ten Keime haften.

Die Folgen für Mensch und Umwelt
sind weitreichend. Der BUND schätzt,
dass bereits jetzt jährlich rund
35.000 Menschen in Deutschland
sterben, obwohl sie Infektionen ha­
ben, die normalerweise mit Antibio­
tika behandelt werden können.
Natürlich ist es hier problematisch,
jeden einzelnen Fall auf resistente
Keime zurückzuführen, aber selbst
wenn dies nur bei der Hälfte der Fäl­
le der ausschlaggebende Grund ge­
wesen sein sollte, bleiben diese
Zahlen höchst alarmierend.

Was sind diese Antibiotikaresis­
tenzen überhaupt und wie entste­
hen sie?

Zunächst einmal ist damit die Eigen­
schaft von Bakterien gemeint, eine
Widerstandsfähigkeit gegen be­
stimmte Antibiotika zu besitzen.
Normalerweise wirken deren In­
haltsstoffe auf Bakterien, indem sie
zum Beispiel deren Zellwandbildung
beeinträchtigen. Wenn diese nicht
vollständig aufgebaut wird, strömt
Wasser in das Zellinnere, und die in­
nere Begrenzung der Bakterien (Zell­
membran) kann durch die Dehnung
zerreißen. Durch solche und andere
Wirkmechanismen sind Antibiotika
als Medikament eigentlich sehr ef­

fektiv und galten nach der Ent­
deckung im Jahr 1928 als Wunder­
waffe gegen bakterielle Infektionen.

In Bezug auf die Resistenzen kann
man grob betrachtet zwischen der
natürlichen und erworbenen Resis­
tenz unterscheiden. Für uns von In­
teresse sind vor allem die
erworbenen Resistenzen. Diese er­
halten Bakterien durch eine zufällige
Mutation in ihrem Genom. Durch die
rasche Vermehrung der Bakterien
steigt insgesamt auch die Wahr­
scheinlichkeit für Mutationen, also
Veränderungen ihres Erbgutes. Wenn
eine Mutation nun eine Veränderung
im Aufbau des Bakteriums verur­
sacht, die die Wirkungsweise eines
Antibiotikums X einschränkt, dann
ist eine neue Resistenz entstanden.
Dies wäre in Bezug auf einzelne Bak­
terien erst einmal unproblematisch.
Aber nun kommen zwei Faktoren ins
Spiel. Zum einen die kurze Generati­
onsdauer der Bakterien, sie geben
diese Mutation also in kurzer Zeit an
viele „Nachkommen“ weiter, die
durch Zweiteilung entstehen. Zum
anderen besitzen Bakterien die Fä­
higkeit, ihre Erbinformation unter­
einander auszutauschen. Dies nennt
man Gentransfer, und durch diesen
können eben auch die Mutationen
weitergegeben werden, die das Anti­
biotikum X unwirksam werden lassen.
Wird es nun von einem Tier oder dem
Menschen eingenommen, so werden
alle nicht resistenten Bakterien ab­
getötet. Die resistenten Individuen
sind nun aber noch vorhanden. Und
da sie sich weiter vermehren und
auch weiterhin Gentransfer betreiben
können, wächst in kürzester Zeit die
Anzahl dieser resistenten Bakterien.
Das besagte Antibiotikum X würde
nun bei einer erneuten Einnahme
keine richtige Wirkung mehr zeigen.
Wenn wir dann in Kontakt mit diesen
Bakterien kommen und aufgrund ers­
ter Symptome mit der Einnahme des

Teil 1 der Reihe
erschien im
Alligator 6/7
2015 unter dem
Titel „Vegetarier
essen meinem
Essen das Fressen
weg!?"
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Antibiotikums X beginnen würden,
wäre dieses auch bei uns wirkungs­
los. Hier wäre also das Ausweichen
auf ein anderes Antibiotikum not­
wendig, doch mittlerweile weisen
viele Bakterienstämme in der Tier­
mast sogenannte Multiresistenzen
auf, sie sind also gleichzeitig gegen
mehrere Antibiotikatypen resistent.

Wieso treten diese Resistenzen
verstärkt in der Massentierhaltung
auf?

Antibiotika dürfen in der Massentier­
haltung nur gezielt und nach Ver­
schreibung durch einen Tierarzt
verwendet werden. Soviel zur Theo­
rie. Doch in der Praxis ist eine ge­
zielte Behandlung der Tiere nicht
ohne weiteres möglich.

Laut einer Studie des Landes Nord­
rhein­Westfalen wurden an 96 Pro­
zent der Masthühnchen aus den
untersuchten Beständen Antibiotika
verabreicht. Hierbei waren zum Teil
bis zu acht unterschiedliche Wirk­
stoffe im Einsatz. Hinzu kommt, dass
es häufig auch nicht bei einmaligen
Antibiotikabehandlungen bleibt. Das
Bundesinstitut für Risikobewertung
(BfR) ließ 2011 die durchschnittliche
Anzahl der Behandlungen von Mast­
tieren ermitteln. Dies ergab, dass

Mastschweine während ihres Lebens
bis zu sechs Mal mit Antibiotika be­
handelt werden, Milchrinder sogar
pro Lebensjahr 2,5 Mal. Die Gründe
hierfür liegen auf der Hand: Wenn
sich ein Tier infiziert hat, ist die Ge­
fahr groß, dass auch andere Tiere
sich anstecken oder bereits ange­
steckt haben. Auch die gezielte Ver­
abreichung der Medikamente ist
schwierig. Die Tiere werden also
häufig über das Futter oder die Was­
serquellen mit Antibiotika versorgt.
Dies geschieht in Mengen, die si­
cherstellen, dass alle Tiere, die sich
womöglich infiziert haben, ebenfalls
behandelt werden.

Um eine weitere Zunahme der Resis­
tenzen in der Tiermast zu verhin­
dern, rät das Bundesinstitut für
Risikobewertung (BfR) dazu, den An­
tibiotika­Einsatz auf „das unbedingt
therapeutisch notwendige Maß“ zu
begrenzen. Dabei sollten „Anstren­
gungen, die Tiere gesund zu erhal­
ten, damit keine Behandlung
erforderlich ist im Vordergrund ste­
hen“. Diese Forderung klingt gewiss
vernünftig, doch muss klar sein, dass
dies in einem System, in dem eine
Vielzahl von Tieren auf engstem
Raum gehalten wird, schier unmög­
lich ist. Wir Menschen infizieren uns
auch schneller gegenseitig, wenn wir

in engen warmen Räumen beieinan­
der stehen. Die Tiere in der Massen­
tierhaltung tun dies ihr ganzes
Leben lang. Zusätzlich sind die vor­
herrschenden hygienischen Bedin­
gungen die perfekten Nährböden für
Bakterien. Und je mehr Bakterien
vorhanden sind, desto mehr Infek­
tionen sind möglich.

Diesen Kreislauf wird man im beste­
henden System nicht durchbrechen
können. Hier ist also wieder das Ver­
antwortungsbewusstsein und die
Mündigkeit einer jeden Einzel­
person gefragt. Die ökologische
Landwirtschaft bietet den Tieren si­
cherlich mehr Raum, bessere Le­
bensbedingungen und dadurch
weniger Nährböden für krankheitser­
regende Bakterien. Tofuwürste und
Saitanschnitzel können zum Glück
ganz ohne Tiermast hergestellt wer­
den – durch eine verstärkt oder
komplett pflanzliche Ernährung kann
der wachsenden Zahl antibiotikare­
sistenter Keime also ebenfalls sehr
wirksam begegnet werden. Wie im­
mer bei diesem Thema, täte man da­
mit nicht nur seinem Körper, sondern
auch den Tieren und der Umwelt viel
Gutes.

// Anke Siegert
Redaktion Alligator
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Kurzprofil Dr. Edmund Haferbeck

Alter: 58

Kinder: 0

Beruf: Angestellter

Hobbies: Kino, Theater, Oper

Lieblings­Reiseziel: La Palma

Lieblings­Pflanze: Stiefmütterchen

Lieblings­Tier: Katze

Lieblings­Essen: Tofu­Pfanne

Lieblings­Getränk: Kaffee

Lieblings­Musik: Filmmusik

Lieblings­Film: James Bond: Casino Royale

Lieblingsbuch: Stieg Larssons Millenium Trilogie und Hermann
Hesses Steppenwolf

Lebensmotto: carpe diem

Was stört Dich besonders?: Der Egoismus der Menschen

Mitglied der GRÜNEN LIGA seit: 1995

Bisherige Position bei der GRÜNEN LIGA: Mitglied, enger Partner von Klaus Schlüter in Schwerin

Schönstes Erlebnis bei der GL: Erfolgreiche Recherche mit Jörg Friese im Baltikum zur Müllmafia

Schlimmstes Erlebnis bei der GL: ­

Deine Idee gegen die Klimakrise, lokal: vegan leben, kein Auto, sondern ÖPNV und Car­Sharing

Kurzes Statement zur momentanen Situation des Umwelt­ und Naturschutzes in der Bundesrepublik Deutschland:
Stagnierend, wie alles an notwendigen Reformen

Gegen den Egoismus der Menschen
Über die Arbeit als Tierrechtler in einer Nicht­Regierungs­Organisation

Foto rechts:
Portraitfoto von
Dr. sc. agr.
Edmund
Haferbeck

(c) PeTA

Interview

Alligator: Inwiefern fühlst du dich
noch mit der GRÜNEN LIGA verbun­
den?
Edmund: Die GRÜNE LIGA ist der
wichtigste Umweltverband der neuen
Bundesländer, zu DDR­Zeiten quasi
„Staatsfeind“, dann in seiner Konse­

quenz nach der Wende nahezu allein
auf weiter Flur.

Alligator: Wie bist du zu PETA ge­
kommen?
Edmund: Ich war schon immer tier­
schützerisch und später auch tier­

rechtlerisch aktiv. Als Harald
Ullmann, der zweite alleinvertre­
teungsberechtigte Vorsitzende, 2004
auf mich zukam und fragte, ob ich
nicht einsteigen wolle, habe ich ab­
gewogen, noch fünf Jahre meine
Stadtvertretungsarbeit in Schwerin
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Interview

als gewählter bündnisgrüner Stadtver­
treter mit der Arbeit bei PETA zu ver­
binden und dann vollständig mit
Familie nach Stuttgart zu wechseln.
Schon vor 2004 habe ich einiges für
PETA gemacht.

Alligator: Was fesselt dich an deiner
Arbeit?
Edmund: Sie ist enorm anspruchsvoll,
man muss alles können, fachlich fit
sein, eloquent, schlagfertig und eine
hohe Stresstoleranz aufweisen. PETA
ist eine NGO, über die sehr viel ge­
schrieben und berichtet wird, man
steht ständig unter öffentlicher Beob­
achtung und kann Akzente setzen. Das
Zusammenarbeiten mit den Kollegin­
nen und Kollegen ist angenehm, weil
alle dasselbe Ziel vereint. Es gibt kaum
Intrigen, man ist im Kollegium strikt
an der Sache orientiert.

Alligator: Was hältst du vom aktuellen
Volksbegehren in Brandenburg gegen
Massentierhaltung?
Edmund: Sehr viel, vor allem in Bran­
denburg mit seinen verkrusteten
Strukturen, egal, welche Parteien an
der Macht sind. Vor der Wahl wird ver­
sprochen, solche Betriebe nicht mehr
zu genehmigen, nach der Wahl tut man
es, so verlogen ist die Politik nicht nur
in Brandenburg. Das müsste es in den
meisten Bundesländern geben.

Alligator: Unterstützt PETA ähnliche
Aktionen und Projekte, die von den
Bürgern selbst ausgehen?
Edmund: Ja, auch über Petitionen,
sehr stark auch über konkrete Einwen­
dungen gegen Massentierhaltungsbe­
triebe bundesweit. Und PETA hat durch
seine Undercover­Videos erst diesen
Protest mit über 200 Bürgerinitiativen
mit entstehen lassen.

Alligator: Glaubst du, die Einrichtung
eines Tierschutzbeauftragten könnte
Verbesserungen in der Politik auf Bun­
desebene bewirken und damit auch die
Lage für die Tiere verbessern?
Edmund: Ja, wir haben eigentlich gute
Erfahrungen mit den beiden Tier­
schutzbeauftragten in Hessen und Ba­
den­Württemberg. Auf Bundesebene
hätte eine solche Position nur Wir­
kung, wenn der Tierschutz aus dem
Landwirtschaftsministerium herausge­
brochen und beispielsweise in das Um­
weltministerium integriert würde.
Dieser Webfehler, Landwirtschaft, Fors­
ten, Ernährung mit dem Tierschutz zu
verknüpfen, muss entflochten werden.

Alligator: Was müsste deiner Meinung
nach geschehen damit sich dauerhaft
politische Änderungen bezüglich nach­
haltiger Agrarwirtschaft einstellen?
Edmund: Die Steuergesetzgebung
müsste sich zu lasten tierischer Pro­
dukte und zu gunsten pflanzlicher Al­
ternativen ändern, keinen verringerten
Mehrwertsteuersatz mehr für Fleisch,
Milch, Käseprodukte, Eier. Alles dies ist
einfach machbar. Das Grundgesetz
(Art. 20a GG) müsste endlich exeku­
tiert werden, auch durch Einführung
eines bundesdeutschen Verbandsklage­
gesetzes für Tierschutz­ und Tier­
rechtsorganisationen ähnlich wie im
Natur­ und Umweltschutzrecht. Die
Subventionen müssten sofort gestoppt
werden für Tierproduktionsbetriebe und
umgesteuert werden hin zur biovega­
nen Landwirtschaft. Das Tierschutzge­
setz muss komplett von einem
Tiernutz­ zu einem Tierschutzgesetz
mutieren, welches seinen Namen ver­
dient, ähnliche Ansätze wie in der
Schweiz. Viel mehr Verbote. Der DBV
und die Agrarlobbyverbände müssten
geschnitten werden, sie verbreiten
systematisch Lügen. Die Wirtschaft
selbst reagiert bereits auf Druck u.a.
von PETA hin.

Alligator: Wie kann man möglichst
viele Menschen für eine Sache mobili­
sieren?
Edmund: Social­Media­Kampagnen
werden immer mehr. Man muss das Gu­
te herausstellen, wenn man keine tie­
rischen Produkte mehr zu sich nimmt.
Es gelingt immer mehr, die Menschen
mit dem „blauen Planeten“ zu verbin­
den, ihre Lebensgrundlage – und der
darf nicht aufgegessen werden. Empa­
thie hat nichts mit Emotionen zu tun,
sondern hat neben altruistischen auch
selbsterhaltene Komponenten. Alle
wollen umweltbewusst sein, aber die
Hauptursache des Klimawandels und
der Umweltzerstörung ist nun einmal
die Produktion tierischer Erzeugnisse.

Alligator: Wie wirkst du am liebsten
bei politischen Entscheidungen mit?
Edmund: Immer an Wahlen teilneh­
men, Kommunal­, Landes­ und Bundes­
politiker mit Tierrechtsthemen
konfrontieren, schreiben, an öffentli­
chen Petitions­ und Unterschriften­
kampagnen teilnehmen. PETA nimmt
als Träger öffentlicher Belange Stel­
lung bei Gesetzesvorhaben. Leserbriefe
zu den einschlägigen Themen schrei­
ben. Im Bekannten­ und Freundeskreis
Politiker und politische Parteien analy­
sieren und kommentieren, und mehr.

Alligator: Was war dein bisher größter
Erfolg in deiner Arbeit als Tierrechtler?
Edmund: Die wesentliche Einschrän­
kung der Pelztierzucht in Deutschland,
die Erschaffung eines Bewusstseins für
Tiere in der Nahrungsmittel­, Unter­
haltungs­ und Pharmaindustrie.

Alligator: Als Befürworter von Under­
cover­Ermittlungen und zivilem Unge­
horsam: Ist das nicht zu radikal und
extremistisch?
Edmund: Angesichts der ungeheuren
strukturellen Gewalt auf Tierausbeu­
tungsseite, wo es mafiaähnliche Zu­
stände bis hin zur Organisierten
Kriminalität mit Milliarden an Geld­
mitteln gibt, ist ein Undercover­Ein­
satz in Augiasställen der Fleisch­ oder
anderer Tierausbeutungsindustrien ei­
ne Bagatelle, Peanuts, nicht der Rede
wert, zumal dies als zulässig von allen
bislang mit dieser Frage befassten Ge­
richten beurteilt wurde, da nämlich
höherrangiges Recht, also die Doku­
mentation von Missständen, dahinter­
steht. Und wer ist extremistisch?
Diejenigen, die solche Missstände do­
kumentieren und zur Strafverfolgung
bringen oder diejenigen, die Milliarden
von leidensfähigen Mitgeschöpfen aus
reinen Profitgründen töten bzw. töten
lassen?

Alligator: Lebst du vegan oder vege­
tarisch?
Edmund: Vegan.

Alligator: Welche Gründe bewegen
dich dazu?
Edmund: Rein ethische und tierrecht­
lerische Motive. Ich habe Agrarwissen­
schaften, Spezialgebiet Tierproduktion
studiert, habe meine Diplom­ und
Doktorarbeit über die Pelztierzucht
geschrieben – was auf den Hochschu­
len für die Agrarwissenschaftler ge­
lehrt worden ist, war abstoßend,
Lebewesen­verachtend. Es war nur von
Tiermaterial die Rede et cetera. Das
Tier hatte seine Zuwachsraten zu brin­
gen, auf das Gramm genau, ansonsten
taugte es nichts als Zuchttier. Schrau­
ben statt Mitgeschöpfe wurden „bear­
beitet“. Und wenn dann zusätzlich der
Input einer Tierrechtsorganisation
parallel dazu kommt, ist der Weg zum
veganen Vegetarismus nicht mehr
weit.

Alligator: Empfindest du dies als Ver­
zicht oder Bereicherung?
Edmund: Als eine unendliche Berei­
cherung. Ein Blick in die Vielfalt an
veganen Kochbüchern beweist dies
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schon. Es gibt so viele vegane Pro­
dukte mittlerweile, auf die man ohne
Probleme Zugriff hat. Die Varianten­
breite ist enorm, und wenn man un­
bedingt „das Fleischgefühl“ haben
muss: Bitte, die veganen Alternativen
zum Fleischbissen füllen ganze Rega­
le auch beim Discounter (bei dem ich
aber nicht einkaufe).

Alligator: Was empfiehlst du ande­
ren, die auf fleischliche oder tierische
Produkte verzichten wollen?

Edmund: Sich einfach drauf einlas­
sen: Zunächst mal nicht selbst ko­
chen, sondern Essen gehen, in die
vielen veganen Restaurants mittler­
weile oder aber auch zum Vietname­
sen, Chinesen, Italiener etc. und die
dort vielfältigen vegetarischen Menüs
vegan bestellen – das tun die Kü­
chenchefs mittlerweile gern. Dann
mit veganen Fertigprodukten zu Hau­
se beginnen, dort existiert eine enor­
me Vielfalt mittlerweile und dann,
vielleicht mit dem PETA­Jubiläums­

Kochbuch „PETA Vegan!“ an der Seite,
geht es ans eigene Experimentieren
und Entdecken. Man glaubt gar nicht,
wie viele Gemüse­ und Obstsorten es
gibt.

Alligator:
Danke für das Interview und weiter­
hin viel Erfolg!

Das Interview führte
// Lisa Kupsch

FÖJ Bundesverband GRÜNE LIGA

PEPPERCORN – ein deutsch­slowa­
kisches Kooperationsprojekt

Die Online­Zeitschrift entsteht im
Rahmen eines deutsch­slowakisches
Projektes zu nachhaltigem Konsum
und Ressourcenschutz. Das Projekt
der GRÜNEN LIGA Berlin und des slo­
wakischen Vereins „Strom života“ in­
formiert Kinder und Jugendliche über
aktuelle Fragen des nachhaltigen

Konsums und Ressourcenschutzes
und regt zu einer aktiven Auseinan­
dersetzung und Beteiligung an.
„Strom života“ gibt ebenfalls eine
Umweltzeitung heraus. Natürlich sind
auch hier jugendliche Autor_innen
herzlich willkommen, sich mit
eigenen Beiträgen an der
slowakischen Zeitschrift STROM zu
beteiligen. Die Übersetzung erfolgt
von der Redaktion vor Ort. Im Zuge
des Projektes geht zeitnah eine App
mit praktischen Umwelttipps für
Schule und Freizeit online, auf der
Facebook­Seite werden aktuelle Pro­
jekte und Tipps publiziert. Das Pro­
jekt wird gefördert durch die
Deutsche Bundesstiftung Umwelt.

Das erste Heft (erschienen online am
28. August) beginnt mit einem The­
ma, für das Jugendliche die Experten
schlechthin sind. „Coole Klamotten –
zu welchem Preis?“ wird hier gefragt.
Der Beitrag „Hauptsache billig!?“ be­
schreibt den Weg der Baumwolle vom
Feld zum T­Shirt und zeigt auf, dass
vielfach unsere Mode nur billig her­
gestellt werden kann, weil die Näher­
_innen unter schlechten Arbeitsbe­
dingungen produzieren. Dass es auch
anders geht, beweist „Jyoti – Fair
Works“ in Indien. Ein interessantes
Projekt, das faire Kleidung produ­
ziert. Ein Umsonstmarkt wird besucht
und slowakische Schüler_innen er­
zählen, welche Ideen sie zu nachhal­
tiger Mode haben. Zum Thema Müll

und Recycling beschreiben die deut­
schen und slowakischen Autor_innen
ihre Projekte und Ideen zu mehr
Müllvermeidung und Wiederverwen­
dung von Kleidung oder wie aus Ge­
tränkeverpackungen blühende mobile
Gärten entstehen. In der Rubrik
„Klugscheißerwissen für die Schule“
werden beispielsweise Fragen wie
„Wie viele Plastiktüten werden jedes
Jahr auf der Welt weggeworfen?“ und
„Wie viel Abfall produziert jede Per­
son in Berlin täglich?“ beantwortet,
es wird die älteste Glühlampe der
Welt präsentiert und vielfältiges Un­
terrichtsmaterial zu den The­
menschwerpunkten zur Verfügung
gestellt.

PEPPERCORN erscheint zweimal jähr­
lich. Die GRÜNE LIGA Berlin sucht
begeisterte Mitautor_innen, die über
ihre Projekte und Ideen, die sich mit
Umweltthemen beschäftigten, be­
richten wollen. In den kommenden
Ausgaben werden die Themen Elek­
tronik und Klimawandel, Lebensmittel
und Essen, Mobilität und Urlaub,
Umwelt und Naturschutz, Werbung
und Lifestyle beleuchtet. Dabei im­
mer scharf im Blick: nachhaltiger
Konsum und Ressourcenschutz. Auch
auf Facebook unter PEPPERCORN Ju­
gendzeitschrift kann mitgemacht und
gepostet werden.

// Landesgeschäftsstelle der
GRÜNEN LIGA Berlin

Neue Jugendzeitschrift
Umweltthemen scharf im Blick

Foto unten:
Frisch, frech,
clever – die erste
Ausgabe der
PEPPERCORN

Erste Ausgabe
unter: htt­
ps://www.grue­
neliga­berlin.de/t
hemen­projek­
te2/umweltbil­
dung/nachhaltig
er­konsum/

Peppercorn
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Kostenloser ÖPNV

Einsteigen bitte!
Ist kostenloser ÖPNV kurzfristig realisierbar?

1 Die komplette
134­seitige Stu­
die ist abrufbar
unter
http://fahr­
scheinlos.pira­
tenfraktion­berlin
.de/

Am 26. Juni stellte die Piratenfrakti­
on im Abgeordnetenhaus von Berlin
ihre Grundlagen­ und Machbarkeits­
studie zum fahrscheinlosen öffentli­
chen Nahverkehr1 in Berlin vor. Die
Ergebnisse gingen deutschlandweit
durch die Presse, jedoch haben auch
andere Parteien Modelle zu „kosten­
losem“ öffentlichem Nahverkehr in
ihren Wahlprogrammen verewigt. Wo
besteht nun also der Unterschied?
Sind die Vorschläge realistisch? Bei
diesem Thema kommen eine ganze
Reihe ungeklärter Fragen auf – Grund
genug, sich das alles einmal näher
anzusehen.

Wer zahlt was?

In Deutschland ist die Finanzierung
des ÖPNV (öffentlicher Personennah­
verkehr) eine sehr komplizierte Ange­
legenheit, die Gelder kommen aus
vielen verschiedenen Töpfen. Die
wichtigsten davon sind die
Fördermittel aus dem GVFG­
Bundesprogramm (Gemeindeverkehrs­
finanzierungsgesetz) und die soge­
nannten Entflechtungsmittel sowie
Landes­ und Regionalisierungsmittel.
Nur etwa 40 Prozent der Mittel sind
Fahrgeldeinnahmen, diese Zahl steht
zwar für Berlin, ist aber deutschland­
weit in etwa vergleichbar. Ungeklärt
ist hingegen die Frage der zukünfti­
gen Finanzierung des ÖPNV, denn der
Großteil der Mittel läuft 2019 aus.
Bisher ist keine Anschlussregelung in
Sicht. Bevor über einen fahrscheinlo­
sen ÖPNV nachgedacht wird, muss
hier dringend eine Lösung der unge­
klärten Kostenfrage gefunden werden,
dies ist die absolute Nummer 1 auf
der Prioritätenliste. Bund und Länder
würden die Finanzierung gerne den
Kommunen zuschieben, diese sind je­
doch bereits jetzt heillos überfordert
mit der gerechten Aufteilung der viel
zu knappen Gelder. Deutschland ist
ein reicher Staat, und eine etwaige
Konkurrenz des ÖPNVs mit beispiels­
weise Schulen ist nicht hinnehmbar!
Die Findung einer Grundfinanzie­

rungslösung ab 2019 wird für die
Studie und diesen Artikel daher vor­
ausgesetzt.

Sollte sich das Land Berlin für die
Einführung eines kosten­ oder fahr­
scheinlosen ÖPNV entscheiden, so
steht zuallererst die Frage der Finan­
zierung im Raum. Nahverkehr wird
nicht kostenlos, nur weil der Senat
dieses beschließt. Wer trägt welche
Kosten zu welchen Teilen? Es existie­
ren viele Lösungsmodelle, die wich­
tigsten drei möchte ich hier in aller
Kürze vorstellen:

Um einen undurchsichtigen Beitrags­
dschungel für die Nutzer zu verhin­
dern, favorisieren einige Politiker
eine Steuerfinanzierung – das bedeu­
tet, sämtliche entfallenden Fahrgeld­
einnahmen werden durch an anderer
Stelle eingesammeltes Geld gedeckt.
Da hier Schulen, Rettungsdienste und
Deiche in Konkurrenz zum ÖPNV tre­
ten würden, ist eine solche Lösung
als nicht hinnehmbar einzustufen.
Oft im Gespräch ist zudem das soge­
nannte Bürgerticket, welches sich
von der Tarifstruktur am von Univer­
sitäten und Hochschulen bekannten
Semesterticket orientiert, aber auf
alle Bürgerinnen und Bürger er­
streckt. Es handelt sich also quasi um
eine verpflichtende Monatskarte, die
entsprechend deutlich billiger und
erschwinglich ist. Je nach Ausgestal­
tung des Systems schwanken die Bei­
träge zwischen 20 und 50 Euro pro
Person und Monat. Ebenfalls unge­
klärte Fragen finden sich in der
rechtlichen Verankerung: Sollte das
Land Berlin die Einführung eines kos­
tenlosen ÖPNVs beschließen – was
ist dann mit Brandenburg? Eine sol­
che Maßnahme mit Gelderumlage wä­
re politischer Natur, keine Ent­
scheidung der Verkehrsbetriebe. Die
Entscheidung über einen kostenlosen
ÖPNV wird vom Land Berlin und da­
mit dem Senat und nicht dem
Verkehrsverbund Berlin­Brandenburg
getroffen.

Eine Umsetzung dieser Regelungen
wäre nur in einem länderübergreifen­
den Gesamtkonzept möglich, wie gut
die Kommunikation hier funktioniert,
hat sich oft genug gezeigt. Denkbar
wäre die Option des Erwerbs eines
Pendlertickets, das sich an den Tarif
des Bürgertickets anschließt und
dessen Erlös auch in denselben Topf
fließt. Hier kann im Zuge dessen für
Touristen eine Art „Gästeticket“ ge­
schaffen werden. Eine etwas abstrak­

te Alternative bietet die Einführung
von Erschließungsbeiträgen, wie sie
bereits aus dem Straßenbau bekannt
sind. Wer von einer Anbindung profi­
tiert, zahlt. Dieses Mittel wurde be­
reits mehrfach von Gerichten
bestätigt und ist als rechtssicher
einzustufen, eine Anwendung auf den
ÖPNV muss jedoch erst erprobt wer­
den.

Die Studie der Piraten stellt nun ein
radikal neues Konzept vor: Den fahr­
scheinlosen Nahverkehr. Der generelle
Unterschied besteht im Vertrieb:
„Kostenlos“ bedeutet „kostenlose
Fahrten“ – die Fahrscheine werden
einfach nur anderweitig bezahlt, sei
es in Form einer Steuer oder eines
verpflichtenden Bürgertickets. „Fahr­
scheinlos“ bezieht sich dagegen auf
ein System, in dem die Kosten zwar
logischerweise auch von irgendje­

Roland Hauschulz

Foto oben:
E­Bus der neuen
Elektrobuslinie
204 zwischen
Zoologischem
Garten und Süd­
kreuz

(c) Roland
Hauschulz
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Foto oben:
die neue U­Bahn
Baureihe L mit
Kleinprofil

(c) Roland
Hauschulz

mandem getragen werden müssen, es
entfallen aber alle Formen von Fahr­
ausweisen. Somit entfällt auch die
gesamte Fahrausweis­Vertriebsinfra­
struktur, was gegenüber der Bürger­
ticket­Regelung ein paar entschei­
dende Vorteile mit sich bringt: Durch
den Wegfall von für Laien undurch­
sichtige Tarifsysteme, den Zwang zum
Fahrscheinerwerb und der Möglich­
keit, diesen zu verlieren, verschwin­
den gleichzeitig eine ganze Reihe
von Zugangsbarrieren. Gleichzeitig
sind die Verkehrsunternehmen nicht
mehr auf den kostspieligen Unterhalt
von Fahrausweissystemen angewie­
sen. Bisher obligatorische Fahraus­
weiskontrollen werden genauso
überflüssig wie die Vertriebswege für
diese. Wie groß dieser Kostenfaktor
ist, wird durch neue Trends erkennba­
rer als zuvor: Bargeld ist für Ver­
kehrsunternehmen die teuerste aller
Zahlungsvarianten, denn Fahrschein­
automaten sind teuer, müssen gewar­
tet und täglich das darin enthaltene
Geld eingesammelt werden – das ist
kein Modell für die Zukunft. Die Stra­
tegie geht hier mehr dahin, das Fahr­
scheinsortiment in den verschiedenen
Apps auszubauen und den Vertrieb

dort zu fördern. Ein fahrscheinloses
Modell hat hier gegenüber dem des
Bürgertickets entscheidende Vorzüge,
konkret kosten Fahrscheine die Berli­
ner Verkehrsunternehmen circa 50
Millionen Euro jährlich. Zudem erfolgt
eine Entkriminalisierung des ÖPNV.
Da mir die folgende Formulierung
sehr gut gefällt, möchte ich hier di­
rekt aus dem Bericht zitieren: „Fahr­
gäste werden in Bussen und Bahnen
wieder Gäste, und nicht potentiell
Verdächtige.“

Ist das alles?

Nach einer aktuellen Studie des Um­
weltbundesamtes wünschen sich 82
Prozent der Befragten eine Umgestal­
tung der Städte hin zu einer „Stadt
der kurzen Wege“ und die Möglich­
keit, komplett auf das Auto verzich­
ten zu können. Da eine solche
großplanerische Stadtumgestaltung
eine Aufgabe von Dekaden ist, wird
hier auf eine entsprechende Betrach­
tung verzichtet. Es bleibt jedoch
festzuhalten, dass die funktions­
räumlichen Gliederungen der Grün­
derzeit nicht mehr zeitgemäß sind
und auch von der Masse der Bevölke­
rung nicht mehr uneingeschränkt be­
fürwortet werden. Dennoch sind
bauliche Umgestaltungen der Stra­
ßenräume zu gunsten des Umwelt­
verbundes auch kurz­ bis mittelfristig
möglich. Dazu gehören neben der
kompletten verkehrlichen Umplanung
von Straßenzügen und Quartieren un­
ter anderem die Anlage neuer Rad­
straßen sowie Verkehrsverlagerung,
­entschleunigung und gegebenenfalls
auch ­verbot. Hier ergibt sich weite­
rer Handlungsbedarf auf Landesebene
mit Zeiträumen, die bewusst werden
lassen, in welchen Dimensionen sich
eine solche Abschaffung von nut­
zungsfinanziertem ÖPNV abspielen
würde. Ein kostenloser Nahverkehr ist
nur sinnvoll, wenn er nahtlos in
ein ganzes Paket von Maßnahmen
eingebettet wird.

Die kurzfristig umsetzbaren Optimie­
rungen des Landes Berlin in beste­
hendem ÖPNV­Netz wie dem
konsequenten Ausbau von Ampelvor­
rangschaltungen und dem Ausweisen
von Halteverboten sowie Busspuren
sind theoretisch denkbar. Doch auch
langfristige Maßnahmen sind nicht
einfach übergehbar. Es kommen poli­
tische Instrumente der Verkehrs­
steuerung und Deattraktivierung des
MIV (motorisierter Individualverkehr,

beispielsweise Autos) in Frage, vor
allem die stadtweite Tempo­30­Zone,
sukzessiver Ausbau der Parkraumbe­
wirtschaftung sowie eine City­Maut
innerhalb des Berliner S­Bahnrings
(diese kann auch der Kofinanzierung
des ÖPNVs dienen). Zusätzlich müs­
sen zukunftsorientierte Baumaßnah­
men in die Betrachtung mit ein­
bezogen werden. Bei der Umplanung
von Straßenzügen sollte die Mög­
lichkeit der Umstellung von Bus­ auf
Straßenbahnbetrieb geprüft werden,
fährt diese in vom Straßenverkehr
unabhängigem Gebiet (zum Beispiel
auf der Mittelinsel) kann sie zusätz­
liche Vorzüge des ÖPNV aufzeigen.
Gerade in Kombination mit radikalen
Geschwindigkeitsbegrenzungen des
Straßenverkehrs (Tempo 30) zeigt die
Straßenbahn hier ihre Stärke. Mit 60
Stundenkilometern im eigenen Gleis­
bett ist diese doppelt so schnell wie
der Straßenverkehr unterwegs und
unabhängig von Stauzuständen. Zu­
dem hat jede kleine Tram die Kapazi­
tät von drei Bussen, Großraumzüge
erreichen sogar die Kapazitäten einer
Metro.

Fahren Sie gerne mit der U­Bahn?
Was die Schwächen von Bus und Tram
ausmacht, sind die Stärken der U­
Bahn: Wer keine anderen Verkehrs­
wege kreuzt, kann ungehindert mit
bis zu 100 Kilometern pro Stund
durch dicht besiedelte Metropolre­
gionen rauschen. Sie ist ein zu­
kunftsorientiertes Verkehrsmittel mit
gigantischen Transportkapazitäten
und hoher betrieblicher Sicherheit.

Verlagerung heißt Mehrverkehr

Nach diesem kleinen Ausflug in die
Stadtplanung schlage ich hier den
Bogen zurück zum eigentlichen Kon­
zept der kostenlosen Gestaltung des
öffentlichen Nahverkehrsangebots.
Ziel der kostenlosen Gestaltung des
ÖPNV ist letztendlich die Gewinnung
neuer Fahrgäste und die Verkehrsver­
lagerung vom MIV in den Umweltver­
bund – mehr Nachfrage führt aber
zwangsläufig zu einem Mehrbedarf an
Verkehrsleistung im ÖPNV, das Ham­
burg Institut beziffert diesen auf et­
wa 14 Prozent allein durch die
augenscheinliche Kostenlosmachung
desselbigen.

Es gibt jedoch einen Haken: Durch
die Tatsache des „bereits bezahlten“
ÖPNV entstehen nicht nur die ge­

Foto unten:
U­Bahn neuen
Typs bei der Fahrt
über die
Warschauer
Brücke

(c) Roland
Hauschulz
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wünschten Verkehrsverlagerungs­ef­
fekte vom Auto hin zu Bus und Bahn,
es wechseln auch viele Fußgänger
und Radfahrer aus Bequemlichkeit in
den öffentlichen Nahverkehr. Dieser
ist zwar als umweltfreundlich einzu­
stufen, kann jedoch mit den komplett
emissionslosen Verkehrsträgern nicht
mithalten, und ein Rückstrom von
dort in den ÖPNV ist definitiv ein
falsches Zeichen. Dies liegt auch
nicht im Interesse der Verkehrsunter­
nehmen. Aus mehreren Beispielen
von steuerlich und beitragsfinanzier­
ten Nulltarifen hat sich gezeigt: Es
tritt in den allermeisten Fällen ein
deutliches Nachfrageplus im ÖPNV
ein, dabei gewinnen Nulltarife im
Sinne einer Solidarfinanzierung (Bür­
gerticket) sowohl die höchsten Ak­
zeptanz­, als auch die höchsten
Wechselquoten von der Gruppe der
Autofahrer. Zwar ist ein Rückstrom
von Fußgängern und Radfahrern nicht
komplett vermeidbar, angesichts ei­
ner Verringerung der Automobil­Ver­
kehrsleistung von durchschnittlich
rund 25 Prozent sowie der Abnahme
von CO2­, Feinstaub­ und Stickoxid­
emissionen um zirka zehn Prozent
aber als akzeptabel einzustufen.
Besonders eine geschickte Kombina­
tion von Push­ und Pull­Faktoren
(Deattraktivierung des Autos gegen­
über deutlichen Attraktivitätssteige­
rungen im Umweltverbund) kann und
wird hier die Umstiegsraten signifi­
kant beeinflussen.

Genau hier liegt jedoch auch die
Hauptgefahr: Es ist absolut wün­
schenswert, so viele Menschen wie
möglich in den Umweltverbund zu
holen, gleichzeitig stößt dieser je­
doch bereits heute an seine Grenzen.
Berlin ist hier beispielhaft: Schaut
man sich eine Karte der Stadt an, auf
der die Anzahl aller „100­Prozent­
Meldungen“ (überfüllte Waggons, in
die kein Zustieg mehr möglich ist)
verzeichnet sind, so zeigt sich eine
klare Linie. Für Ortskundige stellt sich
schnell heraus, dass es sich um die
Strecke der Metrobuslinien M48 und
M85 handelt, viel interessanter wird
dies jedoch erst bei einer Rückbesin­
nung auf Planungen von vor
mehreren Jahrzehnten. Diese Strecke
orangener Überfüllungsmeldungen
entspricht ziemlich genau einer
Linienführung, wie sie für die Berli­
ner U­Bahnlinie 10 geplant war. Rea­
lisiert wurde die Strecke nie, auch
wenn Tunnel, Bahnhöfe und diverse
Rohbauten vorhanden sind. Politisch

ist die U10 ein Tabuthema, zu teuer
und zu langfristig die Umsetzung.
Erste Tunnel werden bereits aus Sta­
tik­ und Kostengründen wieder ver­
füllt. Dies ist keine zukunfts­
orientierte Verkehrspolitik, die von
kostenlosem Nahverkehr eine Wende
erfahren würde. Selbiges gilt für
den Fahrzeugpark mit überalterten
U­Bahnzügen. Vor allem im Großpro­
fil kommt es zunehmend zu Ausfällen
und dem Einsatz von kapazitäts­
schwachen Kurzzügen, da schlicht
und einfach zu wenig Rollmaterial
vorhanden und einsatzbereit ist. Die
Beschaffung einer neuen Zuggenera­
tion ist überfällig, mehrere Milliarden
Euro werden dafür fällig, vom Senat
aber bewusst zurückgehalten. Züge
können im Gegensatz zu Bussen nicht
von der Stange gekauft werden, jede
Zuggeneration erfordert eine eigene
Entwicklung, Erprobung und Zulas­
sung – dies alles dauert Jahre. Zu­
rückgehaltene Mittel zögern den
ohnehin schon langwierigen Prozess
von Fahrzeugersatz und Kapazitäts­
ausbau nur unnötig hinaus. Dieses
Problem haben BVG und S­Bahn Ber­
lin gemeinsam.

Fazit

Bevor über die Einführung eines kos­
tenlosen öffentlichen Nahverkehrs
ernsthafte Überlegungen angestellt
werden können, müssen noch etliche
Fragen geklärt und Maßnahmen ge­
troffen werden. Es ist eine geeignete
Anschlussfinanzierung für den ÖPNV
in Deutschland über 2019 hinaus zu
finden, um die Grundsicherung zu
gewährleisten, danach kann man be­
ginnen, sich über weitergehende Fi­
nanzierungsideen Gedanken zu
machen. Direkt vor Einführung des
kostenlosen Nahverkehrs sollte zu­
dem eine Angebotsausweitung in be­
stehendem Netz erfolgen. Neue
Linien und dichtere Takte zur Bewäl­
tigung von höherer Nachfrage und
Steigerung der ÖPNV­Attraktivierung
sind unabdingbar. Bei neuen Linien
muss zudem über den langfristi­
gen Bau von Straßenbahnen und
U­Bahnen nachgedacht werden.
Kosten­ und fahrscheinloser Nahver­
kehr sind nur Teile eines viel größe­
ren Konzeptes: der großdimensio­
nalen Verkehrsverlagerung vom MIV
hin zum Umweltverbund. Autos sol­
len nicht als schwarzer Peter aus dem
Verkehr verbannt werden, die Ver­
kehrsplanung muss jedoch endlich
anfangen, für die Masse zu arbeiten

und den Umweltverbund mit dem
Automobil gleichberechtigt betrach­
ten. In Berlin besitzen nur etwa 30
Prozent der Menschen einen eigenen
PKW, je nach Stadtgebiet schwanken
diese Zahlen, allerdings besitzt fast
jeder ein Fahrrad. Die Verkehrspla­
nung in Berlin steckt zum Teil noch
in den 60er­ und 70er­Jahren des
letzten Jahrhunderts fest. Sie orien­
tiert sich nach wie vor sehr stark am
Auto. Die Umgestaltung von Ver­
kehrsräumen ist eine Frage von Jah­
ren und zum Teil sogar Jahrzehnten,
ohne die Umsetzung entsprechender
Maßnahmen zur Gleichstellung aller
Verkehrsträger ist die deutsche Ver­
kehrsplanung jedoch nicht zukunfts­
sicher.

Die Piraten haben mit ihrer Studie
„Fahrscheinlos“ ein wissenschaftlich
fundiertes Grundlagenpapier ge­
schaffen, um die bisher spekulativen
Äußerungen zur Machbarkeit von
kostenlosem Nahverkehr in der
Hauptstadt auf ein sachlich­zielori­
entiertes Niveau zu heben, und eines
zeigt die Studie sehr deutlich: Unab­
hängig von den Umsetzungsinstru­
menten und der Art, wie wir Verkehr
in Zukunft denken und finanzieren
wollen, ist ein öffentlicher Nahver­
kehr für 20 bis 50 Euro pro Person
und Monat auch in pessimistischen
Rechnungen möglich. Alle weiteren
Ausgestaltungsspielräume müssen in
den nächsten Monaten und Jahren
durch den Prozess der politischen
Willensbildung nach und nach be­
trachtet und gefüllt werden – es ist
zu erwarten, dass der kostenlose
ÖPNV bei der Wahl zum Abgeordne­
tenhaus 2016 keine geringe Rolle im
Wahlkampf spielen wird.

// Roland Hauschulz
Student der

Technischen Universität Berlin

Der Autor Roland
Hauschulz stu­
diert Verkehrs­
planung an der
Technischen Uni­
versität Berlin
und absolvierte
im Jahr 2013/14
ein Freiwilliges
Ökologisches Jahr
in der Bundes­
geschäftsstelle
der GRÜNEN LI­
GA.

Weiteren Fragen
zum Text bitte an
r.hau­
schulz@cam­
pus.tu­berlin.de .

Kostenloser ÖPNV
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Reisebericht

Tobias Schäfer

Join the riverlution!

Ich hatte das große Glück, im Früh­
jahr 2015 die Westküste der USA be­
reisen zu können. Thema meiner
Studienreise waren Einzugsgebiets­
management und Flussrenaturierun­
gen im Pazifischen Nordwesten. Für
diese Region gibt es unterschiedliche
Definitionen. Die schlüssigste lautet:
Der Pazifische Nordwesten ist da, wo
es Lachse gibt.

Die Lachse sind an der Westküste
Schlüsselarten nicht nur für die
Flussökosysteme, sondern für ganze
Landschaften. Wie tief diese Bezie­
hung zwischen dem Land und diesen
Fischen ist, in ökologischer, wirt­
schaftlicher und auch in kultureller
Hinsicht, darüber gab es in den gut
fünf Wochen viel zu lernen.

„The Fish in the Forest“ – der Titel
des wunderschön bebilderten Buches
von Dale Stokes bringt es wunderbar
auf den Punkt: Lachse sind Waldbe­
wohner. Die Waldökosysteme der
Küstenregion sind ohne den Aufstieg
der Lachse nicht zu verstehen. Meer
und Land werden durch sie untrenn­
bar miteinander verbunden. Die Fi­
sche gehören in den Wald, denn am
Ende ihrer Laichwanderungen sterben
sie, werden verstoffwechselt und
düngen so die Wälder. Und die Bäu­
me gehören in den Fluss, tot oder le­
bendig. Ihr Schattenwurf hält das

Wasser kühl, Totholz in allen Größen
bildet essentielle Strukturelemente
im Lebensraum der Fische – von Fluss
zu Fluss in eigener Weise.

Meine Route führte von San Francis­
co an die kanadische Grenze, in ei­
nem Band zwischen dem Pazifik und
den Bergen der Sierra Nevada und der
Cascades. Von Sacramento bis zum
Elwha konnte ich elf Flüsse und
einen See kennenlernen und begeg­
nete jeden Tag Menschen, die sich in
Umweltorganisationen oder in der
Verwaltung, als Wissenschaftler oder
Planer, als Filmemacher oder Angler
für ihre Flusslandschaften, für Wan­
derfische und für den Gewässerschutz
einsetzen.

Mit der eingangs beschriebenen Be­
ziehung von Wald und Fluss ist zu­
gleich angedeutet, wie verheerend
sich die weitestgehend auf Kahl­
schlägen beruhende Waldbewirt­
schaftung auf die Fischbestände
ausgewirkt hat. Neben dem Stau­
dammbau ist sie die wichtigste Ursa­
che für den dramatischen Einbruch
der Lachsbestände im gesamten
Nordwesten. Selbst am Siuslaw River
in Oregon, der dank der Arbeit des
Siuslaw Watershed Council gute
Chancen auf eine wirkliche Revitali­
sierung seines Einzugsgebiets und
seiner Coho­Lachsbestände hat,
schätzt man, dass diese aktuell nur
bei ein bis zwei Prozent dessen lie­
gen, was noch vor einigen Jahrzehn­
ten Grundlage einer florierenden
Fischerei war. Um dem dramatischen
Rückgang der Lachsbestände entge­
genzuwirken, werden auf bundes­
staatlicher wie auch auf nationaler
Ebene zukunftsweisende Ansätze ver­
folgt, etwa durch das Oregon Waters­
hed Enhancement Board, das
Northwest Power and Conservation
Council und im Rahmen des Nor­
thwest Forest Plans. Als gefährdete
Arten sind Lachse und Steelhead­Fo­
rellen heute die Zugpferde großange­
legter Renaturierungsprojekte. Gar

nicht zu überschätzen ist die Rolle,
die die Indianerstämme des Nord­
westens für den Erhalt der Lachse
gespielt haben. Im Einzugsgebiet des
Columbia koordinieren vier Stämme
ihre Arbeit seit den 1970ern in der
Columbia River InterTribal Fish Com­
mission.

Schon in Reaktion auf den Stau­
dammboom und die anhaltenden
massiven wasserbaulichen Eingriffe
in die Flusslandschaften der USA im
zwanzigsten Jahrhundert kam es zu
einer Gegenbewegung, welche 1968
einen bundesgesetzlichen Schutzsta­
tus für frei fließende Flüsse durch
den „Wild and Scenic Rivers Act“ er­
wirkte. Das stärkste Instrument zum
Schutz von Flussökosystemen in den
USA. Die als wild und landschaftlich
reizvoll geschützten Flüsse sind ge­
wissermaßen die Nationalparks unter
den Flüssen.

In den USA werden seit vielen Jahren
mehr Staudämme zurück­ als neu ge­
baut. Allein 2014 wurden laut Ame­
rican Rivers 72 abgerissen. Eine breit
aufgestellte Hydropower Reform
Coalition setzt sich dafür ein, die
Verheerungen des überzogenen Aus­
baus der Wasserkraft zu kurieren. Am
Rogue River im Süden Oregons, des­
sen Fischreichtum ehemals nur hinter
dem des Columbia zurückstand, wur­
de nach 25 Jahren dauernden Bemü­
hungen und langen Gerichtsverfahren
2012 der letzte von drei umstritten­
en Staudämmen entfernt. Der Rogue
fließt nun auf einer Strecke von 157
Meilen wieder frei. Zu den spektaku­
lärsten Staudammrückbauten zählt
der Abriss der beiden Staudämme im
Elwha River, der im Olympic National
Park im Bundesstaat Washington
entspringt und in die Meerenge süd­
lich des kanadischen Vancouver Is­
land mündet. Der Upper Elwha Damm
war der höchste Staudamm, der je in
den USA beseitigt wurde. Der Elwha
gräbt sich seither in den Sedimenten
der ehemaligen Stauseen ein neues

Der Autor Tobias
Schäfer arbeitet
als Referent für
Gewässerschutz in
der Bundeskon­
taktstelle Wasser
beim Bundesver­
band der GRÜNEN
LIGA in Berlin und
ist Mitglied in der
Water Working
Group des Euro­
päischen Umwelt­
büros (EEB) in
Brüssel.

Unterwegs im Pazifischen Nordwesten der USA zu einer neuen Sicht
auf unsere Flusslandschaften

Foto links: Eintau­
chen in eine neue
Welt!
Selbstportrait mit
Charely Dewberry.

(c) Tobias Schäfer
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Bett, verlagert dabei in atemberau­
bender Dynamik riesige Mengen Sedi­
ment und Totholz. Er lässt im
Mündungsbereich wie im Zeitraffer
ein neues Ästuar entstehen – eine
trichterförmige Flussmündung, die in
die Strait of Juan de Fuca hinein­
wächst. Die Wiedergeburt eines Flus­
ses.

Bei der Umgestaltung des Westmore­
land Park in Oregons Metropole Port­
land wurde der Crystal Springs Bach
renaturiert, Uferzonen bepflanzt,
Totholz eingebracht und großflächige
Überschwemmungsbereiche geschaf­
fen. Wenige Monate nach der Fertig­
stellung wurden bereits drei Lachse
beobachtet, die von sich aus in den
Bach eingewandert waren und un­
mittelbar neben dem neu angelegten
Wasserspielplatz vorbeizogen.

Beim „Big Float“ schließlich, dem
großen Flussbadetag, der seit fünf
Jahren auf dem Willamette stattfin­
det, gingen im vergangenen Jahr
2.300 Menschen mitten in Portland
baden – vor zwanzig Jahren noch ei­
ne undenkbare Vorstellung. Durch
den Rückgang industrieller Abwasser­
einleitungen und die aufwendige
Umgestaltung des Regenwassermana­
gements findet der Willamette zu
neuem Leben, die Fische kehren zu­
rück, und wer dort baden geht, ver­
ändert schlagartig sein persönliches

Verhältnis zu diesem Fluss: „The Wil­
lamette River is only limited by our
imagination!”

In „The Good Rain. Across Time and
Terrain in the Pacific Northwest“
widmet Timothy Egan den Lachsen
ein eigenes Kapitel, an dessen Ende
er schreibt: Mit dem endgültigen
Verschwinden der wilden Lachse wür­
de die Ausbeutung der Wälder hem­
mungslos voranschreiten, und die
Landschaft liefe Gefahr, „die dünne
Schicht grünen Lebens zu verlieren,
die sie überzieht, seit die Gletscher
dahingeschmolzen sind.“ Im letzten

Satz folgt eine Einsicht, die zu über­
setzen mir schwerfällt: „What's more,
it would lose the resonsance of its
spirit.“ Es ist dieser Geist, der den
Nordwesten für den Reisenden zu so
einer überwältigenden Landschaft
macht und der Menschen inspiriert,
für den Erhalt ihrer Lebensgrundla­
gen einzutreten, für Wälder, Flüsse
und Fische.

Dank an: American Council on Ger­
many, GRÜNE LIGA, Umweltbundes­
amt und EEB.

// Tobias Schäfer
Bundeskontaktstelle Wasser

Wasserseminar

Foto rechts:
Auenrenaturie­
rung Five Mile
Creek, einem Zu­
fluss des Siuslaw
Rivers in Oregon.

(c) Tobias Schäfer

Saubere und gesunde Flüsse

Am 15. Oktober veranstaltet die Bun­
deskontaktstelle Wasser das Seminar
"Saubere und gesunde Flüsse". Das
Projekt "Nährstoffminderung und
Trinkwasserschutz im Flussgebiets­
management" wird durch das Bundes­
ministerium für Umwelt, Naturschutz,
Bau und Reaktorsicherheit und das
Umweltbundesamt gefördert.

Das Seminar wird sich thematisch
den aktuell anstehenden Ent­
wicklungen zu den Vorgaben der Ge­
wässergüte widmen, die für die Defi­
nition des guten chemischen und
ökologischen Zustands der Ge­
wässer herangezogen werden. In
Amtsdeutsch ist hier von der

Prioritären­Stoffe­Richtlinie und der
Novelle der Oberflächengewässer­
verordnung die Rede. Eine Reihe von
Industrievertretern machen hier
Front gegen die vorgeschlagenen
Grenzwerte.

Ein Dauerbrenner ist die noch nicht
verabschiedete Novelle der Dünge­
verordnung. Auf dieser Verordnung
ruhen einige Hoffnungen für die Re­
duzierung der Nährstofffrachten in
Binnengewässer und Meere. Hier gilt
es, die Argumente der Umweltver­
bände und der Wasserversorger wei­
terzutragen und so zum Anliegen
aller Bürgerinnen und Bürger zu ma­
chen.

Am Nachmittag werden Flussbot­
schafterinnen und Flussbotschafter
von ihren Aktionen für unsere Flüsse,
Seen und Meere berichten. Die Ak­
tion des Jugend–Flussbadewettbe­
werbs Big Jump Challenge wird
vorgestellt. Die Botschaften und
Schlussfolgerungen des Seminars
werden wir am Folgetag, dem 16.
Oktober 2015, den Parlamentariern
des Deutschen Bundestags vorstellen.

Am 15. Oktober (Do, 9:30 – 17:00
Uhr) findet das Seminar "Saubere und
gesunde Flüsse" im Haus der Demo­
kratie und Menschenrechte, Robert­
Havemann­Saal, Greifswalder Straße
4 in Berlin statt.

GRÜNE LIGA Seminar zum Thema Gewässergüte am 15. Oktober

Informationen
und Anmeldung
unter:

telefonisch:
030.40393530

per Mail:
wasser@grueneli
ga.de
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Buchtipp

Billig.Billiger.Banane

Deutsche Verbraucher sind Spitzen­
reiter des Bananenkonsums innerhalb
Europas. Wen wundert das? Bananen
sind lecker, nahrhaft und dazu noch
unschlagbar preisgünstig. Nur selten
fragt sich ein Verbraucher, wie es zu
dem geringen Discounterpreis kommt.
Sarah Zierul berichtet in ihrem Buch
von der Geschichte des Bananenan­
baus, über die gesamte Produktions­
und Lieferkette bis hinein in die
deutschen Discounterregale und bie­
tet damit einen ganzheitlichen Blick.
Sie klärt auf über Zertifikate und de­
ren tatsächliche Bedeutung sowie die
enorm strengen Regelungen für den
Import der gelben Früchte, für den
ein ganzer Industriezweig verant­
wortlich ist. Besonders spannend und
detailliert wird die Arbeit auf den
Plantagen beschrieben, konventio­
nelle als auch bio­ und fairtrade­zer­
tifizierte Abaugebiete wurden dabei
von ihr besucht. Das Buch "Billig.Bil­
liger.Banane" verdeutlicht die Pflicht
der Verbraucher, auf mehr zu achten,
als nur den Preis und zeigt die Risiken
für Umwelt, Arbeiter und Industrie
auf. Die niedrigen Lebensmittelpreise
der großen Discountern fallen den
Anbaugebieten, der dort lebenden
Bevölkerung und deren Ressourcen zur
Last. Ein gutes Buch für alle, die sich
für die Herkunft und Verarbeitung ih­
rer Lebensmittel interessieren und
mehr wollen als nur die Preisangaben
auf den Produkten im Supermarkt.

// Lisa Kupsch

Sarah Zierul: „Billig.Billiger.Banane.
Wie unsere Supermärkte die Welt
verramschen“, oekom verlag, 256
Seiten, 19,95 Euro

Endspiel

Über Länder und Kontinente hinweg
ist die Situation der Regenwälder
unüberschaubar. Auf der einen Seite
wird illegal gerodet, auf der anderen
Seite mit staatlicher Unterstützung
aufgeforstet. In vielen Gebieten
geht die Waldfläche stark zurück, in
manchen Regionen bleibt sie hinge­
gen konstant. Außerdem gibt es
noch unerschlossene Wälder. Vielen
Experten fällt es somit schwer, eine
präzise Aussage über den derzeiti­
gen Stand zu machen oder einen
Ausblick auf die Zukunft zu geben.
Das Buch „Endspiel: Wie wir das
Schicksal der tropischen Regenwäl­
der noch wenden können“, welches
im Mai 2015 auf deutscher und
englischer Sprache erschienen ist,
beendet die Unübersichtlichkeit. Der
34. Bericht an den Club of Rome
warnt davor, dass erste Erfolge beim
Schutz von Regenwäldern gefährdet
werden. Der Verlust tropischer Re­
genwälder verstärkt den Klimawan­
del und nimmt zudem Tieren und
Pflanzen ihren natürlichen Lebens­
raum. Der promovierte Schweizer
Biologe Claude Martin hat in Tro­
penwäldern in Indien und Afrika
geforscht und war langjähriger Ge­
neraldirektor des WWF Internatio­
nal. In seinem Bericht fasst er den
aktuellen Zustand der Regenwälder
zusammen, blickt auf die Ursachen
der Zerstörung und formuliert
Handlungsoptionen und Kernbot­
schaften für die Zukunft.

// Nora Schiemann

Claude Martin: „Endspiel ­ Wie wir
das Schicksal der Tropischen Regen­
wälder noch wenden können“, oe­
kom Verlag, 320 Seiten, 22,95 Euro

0 Sterne
Schlecht

1 Stern
Uninteressant

2 Sterne
Geschmackssache

3 Sterne
Lesenswert

4 Sterne
Empfehlenswert

5 Sterne
Unbedingt emp­
fehlenswert!!!

Amphibien und Reptilien

Die Herpetologie ist eine wissen­
schaftliche Disziplin, die sich mit
zwei biologisch betrachtet recht un­
terschiedlichen Tiergruppen befasst,
sie ist die Lehre und Kunde von den
Tierklassen der Amphibien (Lurche)
und Reptilien (Kriechtiere). Die Sys­
tematik geht auf Carl von Linné zu­
rück, der im 18. Jahrhundert beide
Tiergruppen in der Tierklasse „Amphi­
bia“ vereinte. Dieter Glandt – promo­
vierter Zoologe – stellt in seinem
Buch alle in diesem geographischen
Raum anerkannten Arten im Porträt
vor, wobei auch einige Bereiche wie
die angrenzenden atlantischen In­
seln, die geographisch nicht zu Euro­
pa gehören, mit erfasst sind. Nahezu
jede der 280 Arten ist farbig abgebil­
det. Aussehen, Lebensraum und Le­
bensweise der einzelnen Arten sind
detailliert beschrieben. Darüber hin­
aus liefert der Autor auch aktuelle
Informationen zu Gefährdung und
Schutzmaßnahmen sowie Beobach­
tungstipps. In erster Auflage erschien
das Buch 2010 in der Taschenlexikon­
Reihe des Verlages. Das nunmehr grö­
ßere Format, schränkt die Handlich­
keit ein, kommt aber den Fotos und
damit den BetrachterInnen zugute,
ebenfalls neu die Gliederung in fünf
Untergruppen (Schwanzlurche,
Froschlurche, Schildkröten, Echsen,
Schlangen). Mit 1375 Gramm ist das
Werk weniger ein Exkursionsbegleiter
als vielmehr ein Nachschlagewerk für
den häuslichen Gebrauch.

// Katrin Kusche

Dieter Glandt: „Die Amphibien und
Reptilien Europas. Alle Arten im Por­
trät“, Quelle & Meyer Verlag, 716 Sei­
ten, 39,95 Euro
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Dies & Das

Termine
Bundesprecherrat der GRÜNEN LIGA
15. Januar 2016, 14:00 ­ 17:00 Uhr,
Haus der Demokratie und Menschenrechte,
Veranstaltungsraum Vorderhaus, 2. Obergeschoss
Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

Mitgliederversammlung der GRÜNEN LIGA
19. März 2016, 09:30 Uhr Stimmkartenausgabe
10:00 Beginn, Robert­Havemann­Saal
Haus der Demokratie und Menschenrechte
Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

Viele weitere Termine von den regionalen Gruppen
der GRÜNEN LIGA sind auf unserer Homepage
www.grueneliga.de zu finden.

Demo für einen gerechten Welthandel

Markt
Über die GRÜNE LIGA Bundesgeschäftsstelle zu
beziehen (siehe Menüpunkt „Shop“ auf
www.grueneliga.de):

Seminarmappe „Umgebungslärmrichtlinie. Recht­
liche Aspekte zur Umsetzung von Maßnahmen“ 74
Seiten C4, alle Vorträge, EVP: 15 EUR zzgl.
Versandkostenpauschale

Positionspapier „Flussauen zurückgewinnen – na­
türlichen Wasserrückhalt verbessern!“ 8 Seiten A4,
EVP: 2,50 EUR zzgl. Versandkostenpauschale

Broschüre „Anleitung Lärmspaziergang“ 26 Seiten
A5, EVP: 2,50 EUR zzgl. Versandkostenpauschale

Umweltbibliotheken­Wegweiser (2. Auflage): EVP:
6,54 EUR zzgl. Versandkostenpauschale

Alligator (Filzpuppe), Wäschezeichen mit GRÜNE
LIGA­Logo und Schriftzug www.grueneliga.de EVP:
5,25 EUR zzgl. Versandkostenpauschale

Ringelblumensalbe, Johanniskrautsalbe, Bein­
wellsalbe, Dose mit GRÜNE­LIGA­Logo: EVP: je 3,25
EUR zzgl. Versandkostenpauschale

Notizblock mit GRÜNE LIGA­Logo, Größe: ca. 8 x
14,8 cm, mit Magnetstreifen zum Anhängen, zum
Beispiel am Kühlschrank. EVP: 2,00 EUR (1,80 EUR
für GRÜNE LIGA­Mitglieder ab fünf Stück) zzgl.
Versandkostenpauschale

NEU: Alternativer Geschäftsbericht der Deutschen
Bahn AG: 60 Seiten, EVP: 4 EUR zzgl.
Versandkostenpauschale

NEU: WRRL­Info 29: 4 Seiten A4, Bestellung über
den GRÜNE LIGA­Webshop, Versandkostenpauschale

Zeit aktiv zu sein! Im Herbst 2015
tritt die Auseinandersetzung um die
Handels­ und Investitionsabkommen
TTIP (Transatlantische Freihandels­
abkommen) und CETA (Umfassendes
Wirtschafts­ und Handelsabkommen)
in die heiße Phase. Beide Abkommen
drohen Demokratie und Rechtsstaat­
lichkeit zu untergraben und auszuhe­
beln (siehe Alligator 2­3/2014). Es
ist höchste Zeit, den Protest gegen
die Abkommen auf die Straße zu tra­
gen! Wir treten gemeinsam für eine
Handels­ und Investitionspolitik ein,
die auf hohen ökologischen und so­
zialen Standards beruht und nachhal­
tige Entwicklung in allen Ländern
fördert. Wir brauchen soziale und
ökologische Leitplanken für die Glo­
balisierung. Doch TTIP und CETA ge­
hen in die falsche Richtung: Der
„Wert“ des Freihandels wird über die
Werte ökologischer und sozialer Re­

geln gestellt. Sonderrechte für In­
vestoren und Investor­Staat­
Schiedsverfahren gefährden parla­
mentarische Hand­ lungsfreiheiten.
TTIP und CETA setzen öffentliche und
gemeinnützige Dienstleistungen und
Daseinsvorsorge, kulturelle Vielfalt
und Bildungsangebote unter Druck.
Sie ziehen die falschen Lehren aus
der Finanzkrise, stärken internatio­
nale Konzerne und schwächen kleine
und mittelständische Unternehmen,
auch in der Landwirtschaft. TTIP und
CETA grenzen die Länder des globalen
Südens aus, statt zur Lösung globaler
Probleme wie Hunger, Klimawandel
und Verteilungsungerechtigkeit bei­
zutragen. Unterzeichnen sie auch die
europäische Bürgerinitiative unter:
https://stop­ttip.org/de/unter­
schreiben/

Demonstrieren Sie mit!

STOP TTIP und CETA
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Diese Adressenliste beinhaltet die Büros der GRÜNEN LIGA. Adressen der lokalen Mitgliedsgruppen und ­vereine sind über die jeweilige Landesge­
schäftsstelle oder unter www.grueneliga.de zu erfahren.

Bundesverband
GRÜNE LIGA e.V.

Bundesgeschäftsstelle (BGSt)
Greifswalder Straße 4
10405 Berlin
: 030/2044745
: 030/2044468
: bundesverband

@grueneliga.de
oeffentlichkeitsarbeit@.....
material@grueneliga.de
alligator@grueneliga.de

Bundeskontaktstellen/
Facharbeitskreise:

BKSt. Agro­Gentechnik
Torsten Kohl
c/o GRÜNE LIGA Dresden/
Oberes Elbtal e.V.
Schützengasse 16/18
01067 Dresden
: 0351/49 43 353
: 0351/49 43 400
: dresden@grueneliga.de

BKSt. Braunkohle
Straße der Jugend 94
03046 Cottbus
: 0151/14420487
: braunkohle@grueneliga.de
: www.lausitzer­braunkohle.de

BKSt. Gesteinsabbau
Uli Wieland
Am Lindenberg 21, 07646 Rausdorf
: 01522/1960531
: gesteinsabbau@

grueneliga.de

BKSt. Internationale Arbeit
Annette Baumann
Prenzlauer Allee 8
10405 Berlin
: 030/443391­70
: 030/443391­75
: gl.internat@grueneliga.de

BKSt. INTERNET.welt
Michael Krieger
c/o Bundesgeschäftsstelle
: 0177/5966165
: internet.welt@grueneliga.de

BKSt. Nach. Reg. Entwicklung
Tomas Brückmann
c/o ÖKOLÖWE (s.u. Sachsen)
: Tomas.Brueckmann@

grueneliga.de

BKSt. Pflanzenöl
Michel Matke
c/o INOEL Pflanzenöltechnik
Bernhard­Göring­Straße 152
04277 Leipzig
: 0341/30654 20
: 0341/30654­21
: sachsen@grueneliga.de

BKSt. Verkehr u. Siedlungsentwickl.
Dr. Torsten Bähr
Peterssteinweg 18
04107 Leipzig
: 0341/2111800
: verkehr@grueneliga.de

BKSt. Wasser
Michael Bender
c/o Bundesgeschäftsstelle
: wasser@grueneliga.de
 : 030/40 39 35 30

BKSt. Umweltbibliotheken
Katrin Kusche
c/o Bundesgeschäftsstelle

Facharbeitskreis Landwirtschaft
heute & morgen, Jens Heinze
c/o Umweltbildungshaus
Johannishöhe
: jens@johannishoehe.de

Facharbeitskreis Ökologischer
Landbau und Tourismus
Matthias Baerens, s. u. ECEAT
: baerens@baerfuss.de

Weitere Mitgliedsgruppen:

Bundesverband Dezentraler Ölmühlen
und Pflanzenöltechnik e.V.
Remigiusstraße 1
66606 St. Wendel­Bliesen
: 06854/90 80 21
: info@bdoel.de

ECEAT Deutschland e.V.
Möwenburgstraße 33
19006 Schwerin

GRÜNE LIGA Dresden/
Oberes Elbtal e.V.
Schützengasse 16/18
01067 Dresden
: 0351/49 43 353 : ­400
: dresden@grueneliga.de

GRÜNE LIGA Osterzgebirge e.V.
Große Wassergasse 9
01744 Dippoldiswalde
: 03504/618585
: osterzgebirge@grueneliga.de

Naturschutzstation Zippendorf e.V.
Am Strand 9
19063 Schwerin
: 0385/2013052 : ­2075571
: Naturschutzstation.Zippendorf

@t­online.de

Netzwerk der Initiativgruppen
Gesteinsabbau e.V.
Uli Wieland
Am Lindenberg 21, 07646 Rausdorf
: 01522/1960531
: gesteinsabbau@grueneliga.de

Umweltbildungshaus
Johannishöhe, 01737 Tharandt
: 035203/3 71 81
: 035203/3 79 36
: info@johannishoehe.de

Regionalverbände
GRÜNE LIGA Berlin e.V.

Landesgeschäftsstelle
Prenzlauer Allee 8, 10405 Berlin

: 030/443391­0 (Zentrale)
: 030/443391­33
: berlin@grueneliga.de

Grünes Haus für Hellersdorf
Boitzenburger Straße 52 ­ 54
12619 Berlin
: 030/56499892
: 030/56499950
: gruenes.haus@alice.de

Bezirksgruppe Weißensee/
BAUM , c/o Petra König
Aubertstraße 37
13127 Berlin
: 030/9253070
: 030/96793079
: koenig.petra@berlin.de

GRÜNE LIGA Brandenburg e.V.

Landesgeschäftsstelle/
Regionalbüro Potsdam
Haus der Natur
Lindenstraße 34
14467 Potsdam
: 0331/20 155 20 : ­22
: potsdam@grueneliga.de

GRÜNE LIGA Meckl.­Vorp.

Landesgeschäftsstelle/
Regionalbüro Schwerin
Postfach 010243
19002 Schwerin
: mecklenburg­vorpommern@

grueneliga.de

GRÜNE LIGA Sachsen e.V.

Landesgeschäftsstelle
Schützenplatz 14
01067 Dresden
: 0351/21 923 401 : ­403
: sachsen@grueneliga.de

Regionalbüro Leipzig
Ökolöwe–Umweltbund Leipzig e.V.
Bernhard­Göring­Straße 152
04277 Leipzig
: 0341/3 06 51 85
: 0341/3 06 51 79
: info@oekoloewe.de

Regionalbüro Oberlausitz
Czornebohstraße 82 ­
Sternwarte, 02625 Bautzen
: 03591/605860
: 03591/607050
: oberlausitz@grueneliga.de

GRÜNE WELLE Umweltverein e.V.
Straße der Einheit 18
04769 Naundorf
: 03435/920089

: 03435/931751
: gruene.welle@grueneliga.de
: www.gruene­welle.org

GRÜNE LIGA Hirschstein e.V.
Neuhirschsteiner Straße 25
01594 Hirschstein
: hirschstein@grueneliga.de

Büro GRÜNE LIGA Westsachsen e.V.
Crossener Str. 23, 08058 Zwickau
: 0375/27119634
: 0375/27119635
: GL.Westsachsen@Arcor.de

Initiativgruppe Grüne Aktion
Westerzgebirge e.V.
PSF 1239, 08306 Eibenstock
: 037752/55952

GRÜNE LIGA Thüringen e.V.

Landesgeschäftsstelle/
Regionalbüro Weimar
Goetheplatz 9b, 99423 Weimar
: 03643/4 92 796
: 03643/49 27 97
: thueringen@grueneliga.de

Büro Arnstadt
IG Stadtökologie Arnstadt e.V.
An der Liebfrauenkirche 2
99310 Arnstadt
: 03628/640723
: 03628/746283
: arnstadt@grueneliga.de

Regionalbüro Eichsfeld
Kastanienhof, 37318 Marth
: 036081/6 06 15 : ­18
: region.eichsfeld@

grueneliga.de

GRÜNE LIGA Sachsen ­ FÖJ e.V.
Babelsplatz 3, 09599 Freiberg
:: 03731/166497
: info@gruene­liga.de

Evangelisches Einkehrhaus Bischofrod
Hauptsraße 3
98553 Bischofrod
: 036873/20474
: 036873/ 20048

Mehr unter:
www.grueneliga.de




